Die Politik lässt uns im Regen stehen - Keine Kürzungen bei der Bildung

Der Haushaltsausschuss berät in diesen Tagen über den Doppelhaushalt 2011/12.
Eine Novellierung zur Finanzierung der Privatschulen wird hier in Form des BaySchFG auf den Weg gebracht werden. Kern dieses Gesetzes ist die Vereinfachung der Abrechnungsmodalitäten in Form von einer Pauschalisierung. Dies begrüßen wir sehr. 
Insgesamt, so heißt es, soll bei der Bildung nicht gespart werden, ja die Ausgaben erreichen noch nie erahnte Höhen. Bei den staatlich genehmigten Privatschulen jedoch möchte man mit dem neuen Gesetz zunächst 2 Mio. bis  6,8 Mio. einsparen.

Hier fragen wir uns WARUM -  Wir wehren uns gegen diese Einsparungen. 
Was ist das für eine politische Entscheidung, die einseitig den staatlich genehmigten Privatschulen Kürzungen zumutet?
Für uns in Hohenbrunn bedeuten die beiden Gesetzesänderung (BayEUG und BaySchFG) massive Einschränkungen:

Einsparungen seit 2010: bei der Personalkostenförderung:  wegfallende Anrechnungsstunden der Schulleitung und Kürzung der Verwaltungskraft, rund 40.000 € insgesamt weniger Förderung.
Neuerliche Kürzungen ab 2011 bei der Sachkostenförderung: bisher rund 650.000€ jährliche Sachkostenförderung, schon ab SJ 11/12 rund 95 000 € weniger, 
In 5 Jahren rund 195000 € weniger. Dies bedeutet ca. 30% weniger Sachkostenförderung.
Auf verschiedenen Wegen haben wir den direkten Kontakt zu den zu verantwortenden Politikern gesucht. Von den Antworten sowohl von Frau Schreyer-Stäblein, als auch von Herrn Dr. Spaenle sind wir mehr als enttäuscht. 
Es sei ein jeder Pauschalisierung immanent innewohnender Effekt, dass es Gewinner und Verlierer gäbe. Wenn man, wie wir in Hohenbrunn, zu den Verlierern zählt, dann, so wird uns vom CSU-Bildungsausschuss unterstellt, haben wir nicht sparsam gewirtschaftet. Neben Hohenbrunn haben lt. Landesverband 75% der betroffenen Einrichtungen schlecht gewirtschaftet und zählen so zu den Verlieren. Eine derartige Schlussfolgerung klingt in unseren Ohren wie blanker Hohn.

Wer unser Schulhaus besucht hat, weiß um die beengten Verhältnisse. Wer schon mal hinter die Kulissen einer Montessorischule geblickt hat, weiß um die unzähligen ehrenamtlichen Stunden im Verwaltungsbereich, von Arbeitsstunden der Eltern und auch um das überdurchschnittliche Engagement des pädagogischen Personals.

Wir fordern:

· Wir möchten die Landesregierung an ihre Aussage im Koalitionsvertrag erinnern, für einen fairen Wettbewerb zwischen öffentlichen und privaten Schulen zu stehen.

· Die Offenlegung der Kalkulationsgrundlage. Es besteht der Verdacht, dass nicht nach realen Kostenstrukturen sondern nach Kassenlage berechnet wurde.

· Keine Einsparungen bei den schwächsten Mitgliedern der Gesellschaft, den  Kindern, unseren Leistungsträgern von morgen. Eine mutige Politik ist hier gefragt, die den Pluralismus vor Augen hat.

· Bei der Pauschale müssen regional bedingte Kostenstrukturen berücksichtig werden. Eine bayernweite einheitliche Pauschale ist nicht sinnvoll.
· Die Einrechnung der Mietkosten in die Fördersätze sowie Schülerbeförderungskosten.
· Die Möglichkeit neben den laufenden Sachkosten, einmal Sachaufwendungen geltend machen zu können

Wir Montessorischulen bereichern zum Teil schon seit 25 Jahren die Bildungslandschaft in Bayern. Wir haben viele wertvolle Erfahrungen zu bieten mit einem ungeheuren Potential zur Weiterentwicklung und verstehen uns als Labor der Zukunft. Der Bedarf und die Nachfrage bei Eltern und Schülern gerade im Ballungsraum München sind enorm. Aber vielleicht ist ihnen genau dies ein Dorn im Auge?
Unsere Aufforderung geht an die Landtagsabgeordneten, gewissenhaft die Änderungen und Konsequenzen der Finanzierung der privaten Volksschulen zu überprüfen. Lassen sie uns nicht im Regen stehen.
